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Text

4. Abschnitt
Besondere Sicherheitsmallnahmen

SicherheitsmafRnahmen im Bereich der Zivilluftfahrt

8 134a. (1) Der Flughafenausweis fur Personen, denen der Zivilflugplatzhalter unbegleiteten Zugang
zu den Sicherheitsbereichen des Flughafens gewahren mdchte, darf nur jenen Personen ausgestellt
werden, die sich einer Zuverl&ssigkeitsuberpriifung im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 (iber
gemeinsame Vorschriften fur die Sicherheit in der Zivilluftfahrt und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 2320/2002, ABI. Nr. L 97 vom 9.4.2008 S. 72, und der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1998
zur Festlegung detaillierter MalRnahmen fir die Durchfiihrung der gemeinsamen Grundstandards flr die
Luftsicherheit, ABIL. Nr. L 299 vom 14.11.2015 S. 1, in der jeweils geltenden Fassung, unterzogen haben
und die einen legitimen Grund flir den Zugang zum Sicherheitsbereich haben.

(2) Zum Zweck der Durchfuhrung einer Zuverléssigkeitsuberprifung gemal Abs. 1 hat der
Zivilflugplatzhalter die personenbezogenen Daten jener Personen, die sich bei ihm um die Ausstellung
eines Flughafenausweises beworben haben, mindestens vier Wochen vor der beabsichtigten Aufnahme
der Tatigkeit dem Bundesminister fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und
Technologie vorzulegen. Diese Daten haben den Vor- und Familiennamen, gegebenenfalls den
Geburtsnamen, das Geschlecht, das Geburtsdatum, den Geburtsort (einschliellich des Geburtslandes), die
Staatsangehorigkeiten, die Vornamen der Eltern, den Hauptwohnsitz, die Beschaftigungsverhaltnisse,
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Aus- und Weiterbildungen und jegliche Licken wahrend der letzten finf Jahre, ausléndische
Strafregisterbescheinigungen oder vergleichbare Nachweise der Wohnsitzstaaten der letzten fiinf Jahre in
beglaubigter Ubersetzung in deutscher oder englischer Sprache, welche bei erstmaliger Vorlage nicht
alter als 6 Monate sein dirfen, die Angabe der Art der beabsichtigten Téatigkeit und die Zustimmung zur
Uberpriifung der Zuverlassigkeit zu enthalten. Weiters ist zur Feststellung der Identitit der zu
Uberprifenden Person eine Kopie eines Reisepasses, Personalausweises, ldentitatsausweises,
Fremdenpasses oder Konventionsreisepasses vorzulegen.

(3) Der Bundesminister fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie
hat die Daten gemal Abs. 2 unverziiglich den Sicherheitsbehérden zum Zweck der Mitwirkung an der
Zuverldssigkeitsiiberprifung (8 140d) zu Gbermitteln. Der Zivilflugplatzhalter darf den Flughafenausweis
nur ausstellen, wenn der Bundesminister fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und
Technologie nicht spatestens bis zum Zeitpunkt der beabsichtigten Aufnahme der Tatigkeit mitgeteilt hat,
dass gegen die Uberprifte Person Bedenken im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1998 bestehen. Bei Vorliegen von Anhaltspunkten, wonach eine
Person nicht mehr zuverlassig sein konnte, ist die Uberpriifung der Zuverlassigkeit zu wiederholen. Eine
Verlangerung des Flughafenausweises ist nur zulédssig, wenn sich die betreffende Person einer erneuten
Zuverlassigkeitsuberprifung unterzogen hat.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen gemaR Abs. 1 bis 3 obliegt die Entscheidung, ob einer Person
der unbegleitete Zugang zu den Sicherheitsbereichen eines Flughafens gewahrt und somit ein
Flughafenausweis ausgestellt werden soll, ausschlielich dem Zivilflugplatzhalter im Rahmen der
Auslbung seiner zivilen Verfiigungsrechte. Es besteht kein Rechtsanspruch auf den unbegleiteten Zugang
zu den Sicherheitsbereichen eines Flughafens und auf Ausstellung eines Flughafenausweises. Andere
mittels Verordnung geméaR § 74 Abs. 1 festgelegte Bestimmungen Uber das Betreten oder Befahren der
nicht allgemein zugénglichen Teile eines Zivilflugplatzes sowie das Recht des Zivilflugplatzhalters,
jedem das Betreten oder Befahren der nicht allgemein zugénglichen Teile des Zivilflugplatzes zu
verweigern, bleiben unberihrt.

(5) Der Flugbesatzungsausweis fiur ein von einem Luftfahrtunternehmen beschéftigtes
Besatzungsmitglied darf vom Luftfahrtunternehmen nur jenen Personen ausgestellt werden, die sich einer
Zuverlassigkeitsiberprifung im  Sinne  der  Verordnung (EG)  Nr. 300/2008 und  der
Durchfuhrungsverordnung (EU) 2015/1998 unterzogen haben. Die Abs. 1 bis 3 sind sinngemal
anzuwenden. Die Entscheidung, ob einer Person ein Flugbesatzungsausweis ausgestellt werden soll,
obliegt ausschlieRlich dem Luftfahrtunternehmen im Rahmen der Auslibung seiner zivilen Rechte. Es
besteht kein Rechtsanspruch auf Ausstellung eines Flugbesatzungsausweises.

(6) Fir alle nicht von den Abs.1 und 5 erfassten Personen, die sich einer
Zuverlassigkeitsiberprifung  im  Sinne  der  Verordnung (EG)  Nr. 300/2008 und der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1998 zu unterziehen haben, sind die Bestimmungen der Abs. 2 und
3 erster und vorletzter Satz sinngemad mit der Malgabe anzuwenden, dass die erforderlichen
personenbezogenen Daten vom jeweiligen Arbeitgeber bzw. Auftraggeber dem Bundesminister fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie zu Ubermitteln sind. Die Tatigkeit
darf erst aufgenommen werden, wenn vom Bundesminister fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét,
Innovation und Technologie dem Arbeitgeber nicht spatestens bis zum Zeitpunkt der beabsichtigten
Aufnahme der Tétigkeit mitgeteilt worden ist, dass gegen die Uberpriifte Person Bedenken im Sinne der
Verordnung (EG) Nr. 300/2008 und der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1998 bestehen.

(7) Fur alle Zuverlassigkeitstberpriifungen gilt, dass die Zuverldssigkeit der zu Uberpriifenden
Person jedenfalls nicht gegeben ist, wenn dem Bundesminister fur Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitat, Innovation und Technologie von den Sicherheitsbehdrden geméaR § 140d ibermittelt wird, dass

1. die Person wegen einer von Amts wegen zu verfolgenden mit Vorsatz begangenen gerichtlich

strafbaren Handlung rechtskréftig gerichtlich verurteilt wurde, solange die Verurteilung nicht
getilgt ist, oder

2. gegen die Person ein Strafverfahren wegen einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich

strafbaren Handlung, die nur vorsétzlich begangen werden kann, anhangig ist, oder

3. gegen die Person innerhalb der letzten finf Jahre ein Waffenverbot nach dem Waffengesetz 1996

— WaffG, BGBI. | Nr. 12/1997, verhdngt wurde und das Waffenverbot weiterhin aufrecht ist,
oder

4. die Person keine identitdtsbezeugenden Originaldokumente des Staates vorgelegt hat, deren

Staatsangehdrigkeit sie nach eigenen Angaben besitzt, oder
5. die Person ein Naheverhaltnis zu einer extremistischen oder terroristischen Gruppierung hat und
im Hinblick auf deren bestehende Strukturen oder auf zu gewadrtigende Entwicklungen in deren
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Umfeld extremistische oder terroristische Aktivitdten derselben nicht ausgeschlossen werden
koénnen, oder

6. die Person ein Naheverhaltnis zu einer kriminellen Gruppierung hat und im Hinblick auf deren
bestehende Strukturen oder auf zu gewértigende Entwicklungen in deren Umfeld Verbrechen,
andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und Leben oder Vergehen nach dem Fremdenpolizei-
gesetz 2005 — FPG, BGBI. Nr. 100/2005, (inshesondere Schlepperei) begangen werden oder
nicht ausgeschlossen werden kénnen.

Einer Verurteilung durch ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht
gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des § 73 des Strafgesetzbuches — StGB, BGBI. Nr. 60/1974,
entspricht. Dieser Absatz ist bei der Wiederholung der Zuverlassigkeitsiiberpriifung einer Person, die vor
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung die Zuverldssigkeitsiiberprifung erfolgreich
absolviert hat, nicht anzuwenden.

(8) Liegt fur eine Person eine giltige Prufbescheinigung nach erfolgter Verlasslichkeitspriifung
gemaRl den 8§ 23 f des Militarbefugnisgesetzes — MBG, BGBI. | Nr. 86/2000, vor, oder hat sich die
Person einer Sicherheitsiiberpriifung gemaR dem Luftfahrtsicherheitsgesetz 2011 — LSG 2011, BGBI. |
Nr. 111/2010, unterzogen, ist das Erfordernis der Zuverléssigkeitsuberpriifung bis zur erforderlichen
Wiederholung der Zuverlassigkeitsuberprifung (Abs. 10) erfillt.

(9) Zivilflugplatzhaltern, Luftfahrtunternehmen und Stellen im Sinne der Verordnung (EG)
Nr.300/2008 ist auf Verlangen, sofern es die von ihnen gestellten Ersuchen auf
Zuverlassigkeitsiiberprifung betrifft, vom Bundesminister fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét,
Innovation und Technologie Akteneinsicht zu gewéhren, soweit diese nicht gemaR § 17 Abs. 3 AVG
einzuschranken ist. Dieses Recht steht auch der Person zu, deren Zuverlassigkeit Gberprift wurde.
Jedenfalls sind von der Akteneinsicht Aktenbestandteile ausgenommen, insoweit deren Einsichtnahme
eine Gefédhrdung der Aufgaben der Sicherheitsbehorden herbeifiihren wiirde.

(10) Unbeschadet der Ubergangsbestimmung des Punktes 11.1.12. des Anhanges der
Durchfuhrungsverordnung (EU) 2015/1998, in der Fassung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/910
zur Anderung der Durchfiihrungsverordnungen (EU) 2015/1998, (EU) 2019/103 und (EU) 2019/1583,
ABI. Nr. L 208 vom 1.7.2020 S. 43, gelten Zuverlassigkeitsuberpriifungen fir Tatigkeiten gemal Punkt
11.1.2. des Anhanges der Durchfihrungsverordnung (EU) 2015/1998, in der Fassung der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/1583 zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/1998 zur
Festlegung detaillierter MalRnahmen fir die Durchfihrung der gemeinsamen Grundstandards fur die
Luftsicherheit in Bezug auf Cybersicherheitsmanahmen, ABI. Nr. L 246 vom 26.9.2019 S. 15, mit
Ausnahme jener von diesem Punkt erfassten Tatigkeiten, fiir die eine Sicherheitstiberprifung geméal dem
LSG 2011 erforderlich ist, ab dem 31. Dezember 2021 als normale Zuverlassigkeitsuberprifungen im
Sinne der Durchfihrungsverordnung (EU) 2015/1998, die spatestens alle drei Jahre zu wiederholen sind.
Alle anderen ab dem 31.Dezember 2021 durchgefiihrte Zuverléssigkeitsiberpriifungen gelten als
erweiterte Zuverlassigkeitsiiberprifungen im Sinne der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 2015/1998
und sind jahrlich zu wiederholen. Anlasslich der Wiederholung der Zuverlassigkeitstberprifung sind die
personenbezogenen Daten und die Zustimmungserklarung jedenfalls vier Wochen vor Ablauf des
jeweiligen Zeitrahmens dem Bundesminister fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation
und Technologie vorzulegen.

Schlagworte
Postverwaltung, Kuriersendung, Ausbildung, Name

Zuletzt aktualisiert am
30.07.2026

Gesetzesnummer
10011306

Dokumentnummer
NOR40236197

www.ris.bka.gv.at Seite 3von 3



	4. Abschnitt
	Besondere Sicherheitsmaßnahmen


